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An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
V o r l a g e 
 
- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über die Zweite Verordnung zur Änderung der Sonderpädagogikverordnung  

 
 
 
 
Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, dass die 

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft die nachstehende Verordnung erlassen 

hat: 

 



 

Zweite Verordnung  
zur Änderung der Sonderpädagogikverordnung 

 

Vom 18. Februar 2016 

 

Auf Grund der §§ 39 und 54 Absatz 6 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das 

zuletzt durch das Gesetz vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 33) geändert worden ist, verordnet die 

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft: 

 
 
 

Artikel I 
 Änderung der Sonderpädagogikverordnung 

 
§ 33 der Sonderpädagogikverordnung vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 57), die zuletzt durch Artikel 

III der Verordnung vom 30. November 2015 (GVBl. S. 592) geändert worden ist, wird wie folgt ge-

ändert: 

a) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 bis 5 eingefügt: 

 „(3) Bei der Einrichtung der Jahrgangsstufe 7 sind zunächst je Klasse vier Plätze für 

Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf 

freizuhalten. Soweit im Rahmen des Anmeldeverfahrens diese Plätze nicht in An-

spruch genommen werden, erhöht sich die Anzahl der Plätze für Schülerinnen und 

Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf entsprechend. 

 (4) Übersteigt die Zahl der Anmeldungen von gemäß Absatz 1 aufnahmefähigen 

Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf für eine als 

Erstwunsch benannte Schule die nach § 19 Nummer 3 oder § 20 Absatz 1 Satz 2, 

Absatz 2 Nummer 1 oder Absatz 3 Nummer 1 zulässige Höchstgrenze je Klasse, 

entscheidet die Schulaufsichtsbehörde über die Aufnahme unter Berücksichtigung 

der Besonderheiten des individuellen sonderpädagogischen Förderbedarfs, wobei 

sie insbesondere folgende Kriterien zu berücksichtigen hat: 

1.  die Fördermöglichkeiten, die eine Schule bei der Integration von Schülerinnen 

und Schülern mit dem entsprechendem sonderpädagogischem Förderbedarf hat, 

2. die Erreichbarkeit der Schule auch unter der Beachtung der Länge des Schulwe-

ges und seiner selbständigen Bewältigung, 

3. die Aufrechterhaltung längerfristig gewachsener sozialer Bindungen zu anderen 

Schülerinnen und Schülern,  

4. die Förderstufe der Schülerinnen und Schüler, 



5. die Neigung der Schülerinnen oder Schüler für ein bestimmtes Profil, 

6. beim Übergang in die Sekundarstufe I zusätzlich die Eignung der Schule zum Er-

reichen des angestrebten Bildungszieles, insbesondere des Schulabschlusses. 

Soweit keine Kriterien für eine Auswahl mehr herangezogen werden können, ent-

scheidet unter den verbleibenden Schülerinnen und Schülern das Los. Alle Entschei-

dungen sind schriftlich zu dokumentieren. 

(5) Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die nicht 

dem Erstwunsch gemäß an der Schule aufgenommen werden können, wird unter Be-

rücksichtigung weiterer Wünsche sowie der Vorgaben des Absatzes 4 im Rahmen 

der Höchstgrenze je Klasse gemäß § 19 Nummer 3 oder § 20 Absatz 1 Satz 2, Ab-

satz 2 Nummer 1, Absatz 3 Nummer 1 von der Schulaufsichtsbehörde eine aufnah-

mefähige Schule benannt.“ 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 6 und 7 und in Absatz 7 wird die 

Angabe „1 und 3“ durch die Angabe „1 und 4 bis 6“ ersetzt. 

 

 
Artikel II 

Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 

Kraft. 



A. Begründung: 
 
a) Allgemeines  
Mit der Ergänzung des § 39 des Schulgesetzes um die neue Nummer 10 durch das Gesetz zur 

Änderung des Schulgesetzes und des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes wurde die gesetzliche 

Grundlage geschaffen, die den Verordnungsgeber ermächtigt, Regelungen über das Auswahlver-

fahren bei einer Übernachfrage von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förder-

bedarf an allgemeinen Schulen zu treffen. Hiervon wird mit dieser Verordnung Gebrauch gemacht. 

Die Notwendigkeit für ein durch Kriterien unterlegtes Verfahren ergibt sich aus dem stetig steigen-

den Interesse an Integrationsplätzen, die an mehreren allgemeinen Schulen zu - teilweisen starken 

- Kapazitätsüberschreitungen führt. Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg – OVG 3 B 

8.14 – hatte in seinem Urteil vom 25. November 2014 festgestellt, dass die frühere Regelung des § 

33 Absatz 3 der Sonderpädagogikverordnung (SopädVO) nichtig ist, weil es dafür an einer nach 

Inhalt, Zweck und Ausmaß hinreichenden gesetzlichen Grundlage fehlte. Durch Artikel III der Ver-

ordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer 

Prägung, der Berufsfachschulverordnung und der Sonderpädagogikverordnung vom 30. November 

2015 ist der frühere § 33 Absatz 3 SopädVO aufgehoben worden. 

 
b) Einzelbegründung 
 
Zu Artikel I  (Änderung der Sonderpädagogikverordnung): 
 
Durch die Neuregelungen wird klargestellt, dass sich die Notwendigkeit zur Einrichtung von Auf-

nahmeausschüssen auf Fälle beschränkt, in denen die Nichtaufnahme in eine Regelklasse der 

allgemeinen Schule mit speziellen Fördernotwendigkeiten einer Schülerin oder eines Schülers mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf begründet wird, zu denen sich eine Schule wegen fehlender 

organisatorischer, sächlicher oder personeller Voraussetzungen nicht in der Lage sieht. Die Einbe-

rufung derartiger Ausschüsse ist hingegen entbehrlich, wenn Nichtaufnahmeentscheidungen in die 

Jahrgangsstufen 1 und 7 wegen Kapazitätsüberschreitung getroffen werden müssen. Für diese 

Fälle werden nunmehr beispielhaft Kriterien festgelegt, anhand derer eine sachgerechte und be-

gründete Auswahl unter den Bewerberinnen und Bewerbern getroffen werden kann und die der 

Schulaufsichtsbehörde ermöglichen, unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls eigen-

ständige Entscheidungen zu treffen. 

 
Zu Artikel II  (Inkrafttreten): 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 

 



B - Rechtsgrundlage: 

§§ 39 und 54 Absatz 6 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch 

das Gesetz vom [einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes 

und des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes] geändert worden ist. 

 
C - Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen: 
Die Rechtsverordnung hat keine Kostenauswirkungen auf Privathaushalte; Wirtschaftsunterneh-

men sind nicht betroffen. 

 
D - Gesamtkosten: 
Keine. 

 
E - Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg: 
Keine. 

 
F - Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
Keine. 

 
 
Berlin, den 18. Februar 2016 
 
 
 
 
Sandra Scheeres 
Senatorin für Bildung, Jugend und Wissenschaft 



Anlage zur Vorlage an das Abgeordnetenhaus 

I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 

ALT  NEU 

Verordnung über die sonderpädagogi-
sche Förderung 

(Sonderpädagogikverordnung - SopädVO) 
Vom 19. Januar 2005 

(in der Fassung vom 30. November 2015) 

Verordnung über die sonderpädagogi-
sche Förderung 

(Sonderpädagogikverordnung - SopädVO) 

Vom  

§ 33 
Entscheidung über die Aufnahme in eine 

allgemeine Schule 
(1) Die Erziehungsberechtigten wählen, ob 
das Kind oder die Schülerin oder der Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf eine 
allgemeine Schule oder eine Schule mit son-
derpädagogischem Förderschwerpunkt besu-
chen soll. Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter kann die Aufnahme eines Kindes oder 
einer Schülerin oder eines Schülers mit fest-
gestelltem sonderpädagogischen Förderbe-
darf in eine allgemeine Schule nur ablehnen, 
wenn an der Schule die personellen, sächli-
chen und organisatorischen Voraussetzungen 
für eine angemessene Förderung nicht gege-
ben sind. 

(2) Lehnt die Schulleiterin oder der Schulleiter 
einer allgemeinen Schule die Aufnahme eines 
Kindes oder einer Schülerin oder eines Schü-
lers mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
ab, so ist der Aufnahmeantrag mit einer be-
gründeten Stellungnahme der Schulauf-
sichtsbehörde zur Entscheidung vorzulegen. 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

§ 33 
Entscheidung über die Aufnahme in eine 

allgemeine Schule 
(1) Die Erziehungsberechtigten wählen, ob 
das Kind oder die Schülerin oder der Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf eine 
allgemeine Schule oder eine Schule mit son-
derpädagogischem Förderschwerpunkt besu-
chen soll. Die Schulleiterin oder der Schullei-
ter kann die Aufnahme eines Kindes oder 
einer Schülerin oder eines Schülers mit fest-
gestelltem sonderpädagogischen Förderbe-
darf in eine allgemeine Schule nur ablehnen, 
wenn an der Schule die personellen, sächli-
chen und organisatorischen Voraussetzungen 
für eine angemessene Förderung nicht gege-
ben sind. 

(2) Lehnt die Schulleiterin oder der Schulleiter 
einer allgemeinen Schule die Aufnahme eines 
Kindes oder einer Schülerin oder eines Schü-
lers mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
ab, so ist der Aufnahmeantrag mit einer be-
gründeten Stellungnahme der Schulauf-
sichtsbehörde zur Entscheidung vorzulegen. 

(3) Bei der Einrichtung der Jahrgangsstufe 7 
sind zunächst je Klasse vier Plätze für Schü-
lerinnen und Schüler mit festgestelltem son-
derpädagogischen Förderbedarf freizuhalten. 
Soweit im Rahmen des Anmeldeverfahrens 
diese Plätze nicht in Anspruch genommen 
werden, erhöht sich die Anzahl der Plätze für 
Schülerinnen und Schüler ohne sonderpäda-
gogischen Förderbedarf entsprechend. 

(4) Übersteigt die Zahl der Anmeldungen von 
gemäß Absatz 1 aufnahmefähigen Schülerin-
nen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf für eine als Erstwunsch benann-
te Schule die nach § 19 Nummer 3 oder § 20 
Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Nummer 1 oder 
Absatz 3 Nummer 1 zulässige Höchstgrenze 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

(3) Sofern an Grundschulen temporär beson-
dere Lerngruppen für Schülerinnen und Schü-
ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 
den Förderschwerpunkten „Lernen“ und 
„Emotionale und soziale Entwicklung“ einge-
richtet werden, sind deren Erziehungsberech-
tigte über dieses pädagogische Angebot ein-
gehend zu beraten. Über die Teilnahme der 
Schülerinnen und Schüler entscheidet die 
Klassenkonferenz; eine Teilnahme gegen den 
Wunsch der Erziehungsberechtigten ist aus-
schließlich bei ausgeprägtem Förderbedarf im 
Förderschwerpunkt „Emotionale und soziale 
Entwicklung“ zulässig. 

je Klasse, entscheidet die Schulaufsichtsbe-
hörde über die Aufnahme unter Berücksichti-
gung der Besonderheiten des individuellen 
sonderpädagogischen Förderbedarfs, wobei 
sie insbesondere folgende Kriterien zu be-
rücksichtigen hat: 

1.  die Fördermöglichkeiten, die eine 
Schule bei der Integration von Schülerinnen 
und Schülern mit dem entsprechendem son-
derpädagogischem Förderbedarf hat, 

2. die Erreichbarkeit der Schule auch 
unter der Beachtung der Länge des Schulwe-
ges und seiner selbständigen Bewältigung, 

3. die Aufrechterhaltung längerfristig ge-
wachsener sozialer Bindungen zu anderen 
Schülerinnen und Schülern,  

4. die Förderstufe der Schülerinnen und 
Schüler, 

5. die Neigung der Schülerinnen oder 
Schüler für ein bestimmtes Profil, 

6. beim Übergang in die Sekundarstufe I 
zusätzlich die Eignung der Schule zum Errei-
chen des angestrebten Bildungszieles, insbe-
sondere des Schulabschlusses. 

Soweit keine Kriterien für eine Auswahl mehr 
herangezogen werden können, entscheidet 
unter den verbleibenden Schülerinnen und 
Schülern das Los. Alle Entscheidungen sind 
schriftlich zu dokumentieren. 

(5) Schülerinnen und Schülern mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf, die nicht dem 
Erstwunsch gemäß an der Schule aufge-
nommen werden können, wird unter Berück-
sichtigung weiterer Wünsche sowie der Vor-
gaben des Absatzes 4 im Rahmen der 
Höchstgrenze je Klasse gemäß § 19 Nummer 
3 oder § 20 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Num-
mer 1, Absatz 3 Nummer 1 von der Schulauf-
sichtsbehörde eine aufnahmefähige Schule 
benannt. 

(6) Sofern an Grundschulen temporär beson-
dere Lerngruppen für Schülerinnen und Schü-
ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 
den Förderschwerpunkten „Lernen“ und 
„Emotionale und soziale Entwicklung“ einge-
richtet werden, sind deren Erziehungsberech-
tigte über dieses pädagogische Angebot ein-
gehend zu beraten. Über die Teilnahme der 
Schülerinnen und Schüler entscheidet die 
Klassenkonferenz; eine Teilnahme gegen den 
Wunsch der Erziehungsberechtigten ist aus-
schließlich bei ausgeprägtem Förderbedarf im 
Förderschwerpunkt „Emotionale und soziale 



(4) Die Regelungen der Absätze 1 und 3 gel-
ten entsprechend auch für Schülerinnen und 
Schüler, bei denen im Verlauf des Besuchs 
der allgemeinen Schule sonderpädagogischer 
Förderbedarf festgestellt wird oder sich der 
sonderpädagogische Förderbedarf ändert. 

Entwicklung“ zulässig. 

(7) Die Regelungen der Absätze 1 und 4 bis 6 
gelten entsprechend auch für Schülerinnen 
und Schüler, bei denen im Verlauf des Be-
suchs der allgemeinen Schule sonderpäda-
gogischer Förderbedarf festgestellt wird oder 
sich der sonderpädagogische Förderbedarf 
ändert. 



 

II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

 
Schulgesetz für das Land Berlin  

vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), 
das zuletzt durch Gesetz vom 26. März 2014 (GVBl. S. 78), geändert worden ist 

 
 

§ 39 
Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung 

 
Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere über die son-
derpädagogische Förderung durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere  
1. die Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderschwerpunkte einschließlich der spezifi-

schen Bildungsangebote,  
2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs einschließlich der 

Anforderungen an das sonderpädagogische Gutachten,  
3. die Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben und Empfehlungskriterien von Ausschüssen,  
4. die Organisationsformen sonderpädagogischer Förderung und die schulergänzenden Maß-

nahmen sowie die besonderen Organisationsformen für die sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkte „emotional-soziale Entwicklung“, „Autistische Behinderung“ und Unterricht für 
kranke Schülerinnen und Schüler,  

5. die Abweichungen von den Regelungen der allgemeinen Schule im gemeinsamen Unterricht,  
6. die Aufgaben der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt, der sonderpädago-

gischen Einrichtungen sowie der Berufsschulen mit sonderpädagogischen Aufgaben ein-
schließlich der abweichenden Regelungen zu der allgemeinen Schule,  

7. das Verfahren für den Übergang von der Schule mit sonderpädagogischem Förderschwer-
punkt in die allgemeine Schule,  

8. die Voraussetzungen für den Erwerb des berufsorientierenden Schulabschlusses und für die 
Gleichwertigkeit mit der Berufsbildungsreife,  

9. die Schülerbeförderung und die Schulwegbegleitung, 
10. das Verfahren und die Kriterien für die durch die Schulaufsichtsbehörde vorzunehmende 

Auswahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf bei Über-
schreitung der für den gemeinsamen Unterricht festgelegten Aufnahmekapazität,  wobei ins-
besondere die Übereinstimmungen der Fördermöglichkeiten der Schule mit dem entsprechen-
den festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf und weiteren Voraussetzungen (bei-
spielsweise Neigung, angestrebtes Bildungsziel) und Lebensbedingungen der Schülerin oder 
des Schülers (beispielsweise Wohnortnähe, soziale Bindungen) zu berücksichtigen sind. 

 
 

§ 54 
Allgemeines 

(1) bis (5) ... 

(6) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung das Nähere über die Ausgestaltung gemeinsamer Einschulungsbereiche, die Aufnahme und 
die Zuweisung zu regeln. 

 



 
Sonderpädagogikverordnung  

vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 57), 
die zuletzt durch Verordnung vom 30. November 2015 (GVBl. S. ___), geändert worden ist 

 
 

§ 19 
Gemeinsamer Unterricht in der Grundschule 

 
Für den gemeinsamen Unterricht in der Grundschule gelten folgende Rahmenbedingungen: 

1. Die im Einzelfall für den jeweiligen sonderpädagogischen Förderbedarf angemessene räumli-
che, sächliche und personelle Ausstattung muss gewährleistet sein. Weist eine Schulleiterin oder 
ein Schulleiter eine Schülerin oder einen Schüler ab, trifft die Schulaufsichtsbehörde im Einver-
nehmen mit der zuständigen Schulbehörde auf der Grundlage der Empfehlung des Aufnahmeaus-
schusses nach § 34 die Entscheidung über die zu besuchende Schule. 
2. Für die sonderpädagogische Förderung sollen Lehrkräfte mit sonderpädagogischer Qualifikation 
eingesetzt werden. 
3. In eine Lerngruppe der Schulanfangsphase dürfen zu Beginn höchstens drei Kinder mit festge-
stelltem sonderpädagogischen Förderbedarf aufgenommen werden. 
4. Schülerinnen und Schülern mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ rücken 
nach zweijährigem Besuch der Schulanfangsphase in die Jahrgangsstufe 3 auf, sofern nicht die 
Klassenkonferenz aufgrund der individuellen Lernentwicklung den Verbleib für ein weiteres Jahr in 
der Schulanfangsphase beschließt. 
5. Klassen ab der Jahrgangsstufe 3 dürfen bis zu fünf Schülerinnen und Schüler mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf besuchen; bei Überschreitung der Frequenz können diese Schülerinnen 
und Schüler anderen Klassen zugeordnet oder in Abstimmung mit den beteiligten Schulleitungen 
und in Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten anderen Schulen zugewiesen werden. 
 
 

§ 20 
Gemeinsamer Unterricht in der Sekundarstufe I und der gymnasialen Oberstufe 

 
(1) Für den gemeinsamen Unterricht in der Sekundarstufe I und der gymnasialen Oberstufe gilt § 
19 Nummer 1 und 2 entsprechend. In Klassen des Gymnasiums und der Integrierten Sekundar-
schule dürfen höchstens vier Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen 
Förderbedarf aufgenommen werden. Über Ausnahmen, insbesondere für Schulen, die sich auf die 
Förderung von Schülerinnen und Schülern bestimmter sonderpädagogischer Förderschwerpunkte 
spezialisieren (Schwerpunktschulen), entscheidet die Schulaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit 
der zuständigen Schulbehörde. 

(2) Für die zieldifferente Integration von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf des sonderpädagogischen Förderschwerpunktes „Lernen“ gelten folgende Rahmen-
bedingungen: 

1. In eine Klasse dürfen höchstens drei Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem zieldiffe-
renten sonderpädagogischen Förderbedarf aufgenommen werden.  

2. Der individuelle Förderplan orientiert sich an den Rahmenlehrplänen für den sonderpäda-
gogischen Förderschwerpunkt „Lernen“. 

3. Für die Befreiung vom Fremdsprachenunterricht und die besonderen Regelungen zu Klas-
senarbeiten gelten die Bestimmungen des § 27 Absatz 5. 

4. § 27 Absatz 7 bis 9 gilt entsprechend. 
5. Schülerinnen und Schüler, die am Ende der Jahrgangsstufe 10 die Voraussetzungen nach 

§ 27 Absatz 10 erfüllen, erwerben den berufsorientierenden Abschluss. 
6. Schülerinnen und Schüler, die am Ende der Jahrgangsstufe 10 die Voraussetzungen nach 

§ 27 Absatz 11 erfüllen, erwerben einen der Berufsbildungsreife gleichwertigen Abschluss. 
7. Nehmen Schülerinnen und Schüler in einzelnen Fächern am Regelunterricht der Integrier-

ten Sekundarschule teil, werden die auf der Grundlage dieser Anforderungen erbrachten 
Leistungen bei der Berechnung der Durchschnittsnote im Rahmen des Erwerbs schulischer 



Abschlüsse eine Notenstufe höher bewertet; im Fach Sport werden Noten nicht umgerech-
net. 

8. In den Fächern Bildende Kunst und Musik entwickeln die jeweiligen Fachkonferenzen diffe-
renzierte Bewertungsmaßstäbe. 

(3) Für die zieldifferente Integration von Schülerinnen und Schülern mit festgestelltem sonderpä-
dagogischen Förderbedarf des sonderpädagogischen Förderschwerpunktes „Geistige Entwick-
lung“ gelten folgende Rahmenbedingungen: 

1. Die Integration erfolgt in Schulen, die in der Regel in jedem Schuljahr Schülerinnen und 
Schüler mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ auf-
nehmen (Schwerpunktschulen). In eine Klasse werden zwei oder drei Schülerinnen und 
Schüler dieses Förderschwerpunkts aufgenommen. 

2. Der individuelle Förderplan orientiert sich an den Rahmenlehrplänen für den sonderpäda-
gogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“. 

3. Die Schülerinnen und Schüler erhalten nach dem Besuch der Sekundarstufe I ein Ab-
gangszeugnis. 

(4) In allen Klassen der Integrierten Sekundarschule ist gemeinsamer Unterricht auch mit zieldiffe-
rent zu unterrichtenden Schülerinnen und Schülern möglich. 
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